
Örtliche Zuständigkeit für Kindesschutzmassnahmen, Nachforschungsmöglichkeiten zum Aufenthalt der Kindsmutter

Sachverhalt

Petra (Name geändert) steht unter alleiniger elterlicher Sorge der Mutter. Für sie wurde von der Vormundschaftsbehörde der Gemeinde A im Dezember 2000 eine Beistandschaft gemäss Art. 308 ZGB errichtet und der Mutter die elterliche Obhut entzogen. Die Mutter litt damals unterpsychischen Schwierigkeiten und musste in die Psychiatrische Klinikeingewiesen werden. Mit Verfügung vom August 2001 hat die Vormundschaftsbehörde A den Obhutsentzug aufgehoben und Petra in Eigenpflege der Mutter gegeben. Gleichzeitig wurde der Mutter die Weisung erteilt, Petra zu bestimmten Zeiten von einer Pflegefamilie betreuen zu lassen. Dieser Weisung konnte die Mutter schon bald nicht mehr vollumfänglich Folgeleisten. Am 31. Januar 2003 ist Petra mit ihrer Mutter von A weggezogen und hat sich in B niedergelassen und auch dort angemeldet. Das Kind besuchte auf Wunsch der Mutter im Nachbarort eine Privatschule. Im Februar 2003 wurde die Vormundschaftsbehörde B angefragt, die für Petra geführte Beistandschaft zur Weiterführung zu übernehmen. Im März 2003 beantragte die Mutter die Aufhebung der Beistandschaft. Dieser Antrag wurde von der Vormundschaftsbehörde A abgelehnt. Die Situation der Mutter und des Kindes schien sehr desolat und eskalierte immer mehr. Die Mutter konnte die Privatschule nicht mehr bezahlen, war mit der Privatschuleplötzlich nicht mehr zufrieden und das Kind ging nicht mehr regelmässig zur Schule. Besuche beim Vater waren nicht mehr möglich. Erschwerend war, dass die Mutter telefonisch nicht mehr erreichbar war und auch auf Briefe der Vormundschaftsbehörde A bzw. des Beistands nicht reagierte. Die Begleitung und der Einblick in die Situation von Petra waren für den Beistand der Vormundschaftsbehörde A noch über die Privatschule teilweise möglich. Im März 2003 lehnte die Gemeinde B die Übernahme der Beistandschaft für Petra ab. Diese sei unverhältnismässig, da die Mutter nicht beabsichtigein B wohnhaft zu bleiben. Aufgrund von Meldungen der Tagesschule schien sich die Situation von Petra noch schwieriger. Die Betreuung war sehr fraglich. Weil Gefahr in Verzug war, wurde die Vormundschaftsbehörde B als Aufenthaltsort Petras im April 2003 gebeten, das Verfahren auf Prüfung zusätzlicher Kindesschutzmassnahmen einzuleiten. Am 11. Juni 2003 erklärte sich die Gemeinde B bereit, die Beistandschaft für Petra zur Weiterführung zu übernehmen. Mit Beschluss vom 3. Juli 2003 der Vormundschaftsbehörde A wurde die Beistandschaft der Gemeinde B übertragen und die Gemeinde B gebeten, die Übernahme zu bestätigen. Mit Schreiben vom 16. Juli 2003 informierte die Vormundschaftsbehörde B, sie werde die Beistandschaft nun doch nicht zur Weiterführung übernehmen. Die Mutter habe das Kind, welches inzwischen die Volksschule im Ort B besucht habe, am 18. Juni 2003 unangemeldet aus der Schule abgeholt und erklärt, sie werde ihr Kind nicht mehr in diese Schuleschicken, sondern nach C ziehen. Weiter habe sie sich über die öffentliche Schule beklagt. Seither besuche das Kind die Schule nicht mehr(unentschuldigte Absenz während 4 Wochen). Nach Überprüfung der Gemeinde B wohnt die Mutter nicht mehr in ihrer bisherigen Wohnung. Weitere Abklärungen haben ergeben, dass ihr die Wohnung vom Vermieter per August 2003 gekündigt wurde. Alle bisherigen Mobiltelefonnummern der Mutter sind ausser Betrieb. In der Gemeinde B hat sich die Mutter noch nicht abgemeldet und in der Gemeinde C auch nicht angemeldet. 

Unter diesen Umständen erklärte sich die Vormundschaftsbehörde B nicht mehr bereit, die Beistandschaft zur Weiterführung zu übernehmen. Es sei jedoch vordringlich, baldmöglichst den Aufenthaltsort der Mutter und des Kindes ausfindig zu machen. 

Fragen

Der Aufenthaltsort der Mutter und des Kindes und ihre aktuelle Situation sind nach wie vor unbekannt. Beide sind untergetaucht. Ist die Ablehnung der Übernahme der Kindesschutzmassnahmen zum jetzigen Zeitpunkt von der Vormundschaftsbehörde B rechtens? Wenn ja, wie lange bleibt die Vormundschaftsbehörde A zuständig? Was kann in der jetzigen Situation seitens der zuständigen Vormundschaftsbehörde unternommen werden?

Erwägungen

1. Für Kindesschutzmassnahmen gilt das Wohnsitzprinzip (Art. 315 ZGB). Nur wenn das Kind ausserhalb der häuslichen Gemeinschaft der Eltern lebt oder Gefahr im Verzug ist, ist parallel auch die Vormundschaftsbehörde am Aufenthaltsort zuständig.

2. Der Wohnsitz des Kindes befindet sich am Wohnsitz der Eltern beziehungsweise im Falle einer alleinigen Inhaberin der elterlichen Sorge an deren Wohnsitz (Art. 25 Abs. 1 ZGB). Wohnsitz bedeutet die Begründung eines Lebensmittelpunktes und bedingt eine Absicht dauernden Verbleibens (BSK ZGB-Staehelin Art. 23 N 5 ff.). Die Mutter hat sich im vorliegenden Fall knapp 4 ½ Monate am Ort B aufgehalten. Von einer Wohnsitzbegründung kann deshalb kaum die Rede sein. Haben Mutter und Kind nach dem Wegzug aus A keinen neuen Wohnsitz begründet, so bleibt A zuständig.

3. Das bedeutet nicht, dass die Vormundschaftsbehörde in B nicht zuständig ist, weil durchaus die Möglichkeit besteht, dass Gefahr im Verzug lag, welche rasches Einschreiten vor Ort als notwendig erscheinen lassen könnte. Dazu lässt sich aber aufgrund der Sachverhaltsschilderung zuwenig aussagen. Namentlich sind Alter des Kindes und die Konkretisierung dessen Schwierigkeiten (seelische Verwahrlosung, physischer Unterhalt etc.) nicht bekannt.

4. Die Betreuung derartiger Familiensysteme bedingt eine enge Begleitung, transparente und verbindliche Absprachen unter den Beteiligten (namentlich VB, Mutter, Vater, Beistand und Schule), und nahtlose Informationspraktiken bei Aufenthaltsveränderungen. Die Mutter müsste auch wissen, welche Konsequenzen fehlende Kooperation nach sich zieht (hätte bei Rückübertragung der Obhut verbindlich geregelt werden sollen).

5. Es scheint mir im vorliegenden Fall angebracht, auf verschiedenen Ebenen zu operieren. 

a. Die Mutter hat ihr Kind unentschuldigt von der Schule ferngehalten. Das dürfte auch im Kanton St. Gallen verwaltungsstrafrechtliche Sanktionen nach sich ziehen (Art. 97 Volksschulgesetz sGS 213.1). Dadurch kann ein effizientes „Fahndungsinstrument“ zur Suche nach Mutter und Tochter eingesetzt werden.

b. Über den Vater, welchem offenbar der persönliche Verkehr mit dem Kind verunmöglicht wird, kann eine nahestehende Person zur Verbindungsaufnahme mit der Mutter eingesetzt werden. Möglicherweise unterstützt der Vater weitere Kindesschutzmassnahmen.

c. Familiäres und medizinisches Umfeld von Mutter und Tochter, aber auch die Schule oder „Gspähnli“ der Kinder sind oft in der Lage, weitere Hinweise zu liefern. Im vorliegenden Fall ist ja wohl auch anzunehmen, dass das Kind therapeutisch begleitet wird und von daher weitere hinweise zu erwarten sind.

d. Die Vormundschaftsbehörde A müsste versuchen, durch eine verfahrensleitende Verfügung das Vorgehen zu koordinieren. Es ist ohne Kenntnis einer zweifellos schon langjährigen Geschichte dieser Familie nicht möglich, konkretere Hinweise zum Vorgehen zu liefern. Unumgänglich scheint hier eine koordinierte, konferenziell abgestimmte Intervention. Bestandteil der verfahrensleitenden Verfügung müsste auch die förmliche Vorladung der Mutter sein, welche je nach den zur Verfügung stehenden verwaltungsrechtlichen Zwangsmitteln im Kt. St. Gallen auch zugeführt werden kann, wobei der gesundheitlichen Situation sowohl der Mutter als auch des Kindes Beachtung zu schenken ist (schonendes Anhalten).

6. Sind weitere Kindesschutzmassnahmen nötig, was wohl anzunehmen ist, so liegen diese in den Händen der VB in A, welche mit den Verhältnissen betraut ist, die Beistandschaft noch führt und dies auch solange zu tun verpflichtet ist, bis eine andere Behörde die Massnahme übernommen und eine neue mandatsführende Person ihr Amt aufnehmen kann (Übertragung vormundschaftlicher Massnahmen, ZVW 2002 S. 214 Ziff. 2.2.3.2). 

7. Sollte sich eine allenfalls neu zuständige Wohnsitzbehörde weigern, die Kindesschutzmassnahme zu übernehmen, verweisen wir auf Kapitel 5 der oben unter Ziffer 6 angeführten Quelle in der ZVW 2002 S. 220. 

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 13. August 2003

Beratungsantwort VSAV
030813ZustaeKinder
Seite 3 von 3

